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Philipp Reusch, RA, ist Gründer und Partner bei Reusch Rechtsanwälte in Berlin. Er berät nationale und internationale Unter-

nehmen in haftungsrechtlichen Fragen und im Produktsicherheitsrecht. Sein ursprünglicher Branchenfokus auf Unternehmen

der Maschinenbau- und Automobilzuliefererindustrie hat sich mittlerweile auf Unternehmen der Konsumgüterindustrie sowie

Hersteller von Medizin- und Kosmetikprodukten erweitert und auf Fragen haftungsrechtlicher Exposition in digitalisierten Pro-

dukten und Geschäftsmodellen ergänzt.

Die Erste Seite

Die glückselige Insel – Sustainable Products Initiative
Die Europäische Kommission hat bereits im März 2020 den Aktionsplan
für die Kreislaufwirtschaft (CEAP) verabschiedet; er ist einer der wichtigs-
ten Bausteine des Europäischen Green Deals. Er ist möglicherweise die
entscheidende Voraussetzung, um das EU-Ziel der Klimaneutralität bis
2050 zu erreichen. Integraler Bestandteil des CEAP ist die Sustainable
Products Initiative (SPI), die ebenfalls 2020 angestoßen wurde und sich
bis Juni dieses Jahres in der Rückmeldefrist nach Annahme durch die
Kommission befindet.
DerKerndieserGesetzesinitiativewirddarinbestehen,dieÖkodesign-Richt-
linie über energieverbrauchsrelevante Produkte hinaus auszuweiten, damit
derÖkodesign-Rahmenaufeinemöglichst breite Palette vonProduktenAn-
wendung findet. Hierzubedient sichdie Kommissionwie sooft inder jünge-
ren Vergangenheit einer Verordnung, die im Gegensatz zu einer Richtlinie
ohneentsprechendenationaleUmsetzungdirektGeltungerlangenwird.
Als Teil dieser Gesetzgebungsinitiative schlägt die Kommission einen brei-
ten Strauß von Nachhaltigkeitsgrundsätzen
und andere Möglichkeiten zur Regelung ei-
ner bisher in dieser Ausprägung nicht ge-
kannten Produktbeschaffenheit im Min-
destmaßvor:
– Verbesserung der Haltbarkeit, Wiederver-
wendbarkeit, Aufrüstbarkeit und Repa-
rierbarkeit von Produkten, Verringerung
des Gehalts an gefährlichen Chemikalien
in Produkten und Erhöhung ihrer Ener-
gie- undRessourceneffizienz;

– Erhöhung des Recyclinganteils in Produk-
tenbei gleichzeitigerGewährleistung ihrer LeistungundSicherheit;

– Ermöglichung von Wiederaufarbeitung und hochwertigem Recycling;
– Verringerung des Kohlenstoff- und des ökologischen Fußabdrucks;
– Einschränkung des Einweggebrauchs und Bekämpfung der vorzeitigen
Veralterung;

– Einführung eines Verbots der Vernichtung von unverkauften langlebi-
gen Gütern;

– Förderung von „Product-as-a-Service“ – oder anderen Modellen, bei de-
nen die Hersteller das Eigentum an demProdukt oder die Verantwortung
für seine Leistungwährend seines gesamten Lebenszyklus behalten;

– Mobilisierung des Potenzials der Digitalisierung von Produktinformatio-
nen, einschließlich Lösungen wie digitale Pässe, Kennzeichnung und
Wasserzeichen.

Vorrangig werden Produktgruppen behandelt, die im Zusammenhang
mit den in diesem Aktionsplan behandelten Wertschöpfungsketten iden-
tifiziert wurden, wie Elektronik, IKT und Textilien, aber auch Möbel und
besonders umweltschädliche Zwischenprodukte wie Stahl, Zement und
Chemikalien. Weitere Produktgruppen werden auf der Grundlage ihrer
Umweltauswirkungen und ihres Kreislaufwirtschaftspotenzials ermittelt
und gegebenenfalls durch die schon bekannten Werkzeuge der delegier-
ten Verordnungen präzisiert werden.

Um die effektive und effiziente Anwendung des neuen Rahmens für nach-
haltige Produkte zu unterstützen, will die Kommission zudem einen ge-
meinsameneuropäischenDatenraumüberWertschöpfungskettenundPro-
duktinformationeneinrichten.
Die Zielsetzung ist sakrosankt, die Herangehensweise eine Fortführung des
schon in der Ökodesign-Richtlinie vorgenommenen Ansatzes. Nachhaltig
undintegral istdieSustainableProducts Initiativedagegennurbedingt.Hier-
zu muss man einen etwas weiteren Blick über die Gesetzgebungsvorhaben
derEUnutzen. InÜberarbeitungsindnämlichauchdiefolgendenRichtlinien:
RoHS (Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in
Elektro-undElektronikgeräten),WEEE(Elektro-undElektronikaltgeräte),Ma-
schinen,REACH,BatterieundVerpackung–vonVorhabenwieGAIA-X,einem
Projekt zumAufbau einer leistungs- undwettbewerbsfähigen, sicheren und
vertrauenswürdigen Dateninfrastruktur für Europa, sowie der EPREL-Daten-
bankimRahmenderEnergieverbrauchskennzeichnungebensowenigabzu-

sehen wie der Novellierung der Produktsi-
cherheitsrichtlinie und der Produkthaf-
tungsrichtlinie 85/374/EWG. Die Lieferket-
tengesetzgebungkommtnochhinzu.
Die Vorgaben sind weder konsistent aufein-
ander abgestimmt noch nutzen sie eine di-
gitale Infrastruktur, die tatsächlich einen
Mehrwert für die Wirtschaftsakteure und
die Verbraucher böten. Der in der SPI ange-
dachte Digitale Produkt Pass (DPP) ist nahe-
liegend, sinnvoll und wünschenswert. Er er-
fasst aber nur die Informationen imRahmen

der SPI, einen Bezug zu etwa den Angaben aus demNew Legislative Frame-
work – also Konformitätserklärung oder Herstellerangaben bis hin zur Ge-
brauchsanleitung – gibt es derzeit nicht und könnte es auch nicht geben,
weil dieweitüber 70RichtlinienundVerordnungenüberdieAnforderungen
anProdukte in der EUnichteinheitlich digitaleAngaben zu Konformität und
Gebrauchzulassen.Wiemanhört,will dasBMWi indenVerhandlungenüber
die Novellierung der Produktsicherheitsrichtlinie zwingend weiter analoge
Gebrauchshinweise vorschreiben, aus Gründen des Schutzes etwa älterer
VerbraucherInnen. Eine einheitliche Datenbank für alle Produktinformatio-
nen – gar auf Basis des GAIA-X Ansatzes – gibt es ebenso wenig wie eine
Logik, wie bestehenden Datenbanken mit Produktbezug produktbezogen
zentralisiert werden. Die bisherigen Datenbanken sind weder informatio-
nell noch technologisch vereinheitlicht, der Effizienzgewinn also nicht ein-
fach zu erheben.
Ohnediese dringendnotwendige Konsolidierunggesetzgeberischer Vorha-
ben der EU mit der Zielsetzung einer effizienten Lösung für Verbraucher,
Wirtschaftsakteure und Verwaltung ist die SPI in sich zwar geeignet, einen
Beitrag zu nachhaltigererWirtschaft zu geben. ImGesamtbild ist es aber ein
– leider weiterer – Beitrag des europäischen Gesetzgebers hin zu Ineffizienz
und insbesonderemenschlicher Ressourcenbindung ohne entsprechenden
gesamtheitlichenMehrwert.

Die SPI – im Gesamtbild ein
weiterer Beitrag des europäischen
Gesetzgebers hin zu Ineffizienz
und insbesondere menschlicher

Ressourcenbindung ohne
entsprechenden gesamtheitlichen

Mehrwert.
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